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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Sicherstellung von Leistungen auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 
— Drucksache 1096 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes übeir die Sicherstellung von 
Leistungen auf dem Gebiet der gewerblidien 
Wirtschaft 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Um die Erfüllung der Verpflichtungen des 
Bundes aus zwischenstaatlichen Verträgen über die 
Stationierung und Rechtsstellung von Streitkräften 
auswärtiger Staaten im Bundesgebiet, die Erfüllung* 
von Verteidigungsaufgaben oder die Deckung des 
lebenswichtigen Bedarfs sicherzustellen, kann die 
Bundesregierung oder der Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung Vorschriften erlassen 
über 

1. die Herstellung, die Verarbeitung, die 
Verwendung, die Lagerung, die Lieferung 
und den Bezug von Waren der gewerb- 
lichen Wirtschaft, 

2. die Erzeugung, die Abgabe, die Weiter- 
leitung und den Bezug von elektrischer 
Energie, 

3. die Verpflichtung von Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft, die zur Errich- 
tung von Bauwerken oder zur Vornahme 
von Instandsetzungsarbeiten aller Art er- 
forderlichen Werkleistungen zu erbringen. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 dürfen 
nicht erlassen werden, soweit die in Absatz 1 be- 
zeichneten Zwecke durch marktgerechte Maßnah- 
men im Rahmen der Wettbewerbswirtschaft erreich- 
bar sind. Sie dürfen nur erlassen werden, um eine 
ernsthafte Gefährdung der Bedarfsdeckung zu be- 
heben oder zu verhindern, sofern dies ni^t durch 
andere Maßnahmen, insbesondere durch Einfuhren, 
erreicht werden kann. 

(3) Die in Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
zu treffenden Regelungen sind auf das unerläßliche 
Maß zu beschränken. Sie sind inhaltlich so zu ge- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes übeor die Sicherstellung von 
Leistungen auf dem Gebiet der gewerblichen 
Wirtschaft 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Um die Deckung des lebenswichtigen Bedarfs, 
die Erfüllung der Verpflichtungen des Bundes aus 
zwischenstaatlichen Verträgen über die Stationie- 
rung und Rechtsstellung von Streitkräften auswär- 
tiger Staaten im Bundesgebiet oder die Erfüllung 
von Verteidigungsaufgaben sicherzustellen, kann 
die Bundesregierung oder der Bundesminister für 
Wirtschaft durch Rechtsverordnung Vorschriften 
erlassen über 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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stalten, daß in die wirtschaftliche Entschließungs- 
freiheit der am Markte Beteiligten so wenig wie 
möglich eingegriffen wird. 

(4) Bei dem Erlaß von Rechtsverordnungen, wel- 
che die Erfüllung der in Absatz 1 bezeichneten Ver- 
pflichtungen aus zwischenstaatlichen Verträgen oder 
die Erfüllung von Verteidigungsaufgaben sicher- 
stellen sollen, ist auf den lebenswichtigen zivilen 
Bedarf Rücksicht zu nehmen. Wenn die in Absatz 1 
und 2 Satz 2 genannten Voraussetzungen entfallen 
oder die Voraussetzungen von Absatz 2 Satz 1 vor- 
liegen, sind die erlassenen Rechtsverordnungen auf- 
zuheben. 

(5) Auf Grund von Absatz 1 erlassene Rechts- 
verordnungen sind zu befristen; sie treten spätestens 
mit Ablauf der Geltungsdauer dieses Gesetzes außer 
Kraft 

§ 2 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft kann nach 
§ 1 Abs. 1 nur Rechtsverordnungen erlassen, deren 
Geltung auf längstens drei Monate befristet ist. 
Diese Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. Sie können nur durch 
Rech tsver Ordnung der Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrates geändert oder in ihrer Gel- 
tung verlängert werden. 

(2) In den Rechtsverordnungen der Bundesregie- 
rung nach § 1 Abs. 1 kann vorgesehen werden, daß 
der Bundesminister für Wirtschaft Rechtsverordnun- 
gen zu ihrer Durchführung erläßt. Solche Rechtsver- 
ordnungen des Bundesministers für Wirtschaft be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates. 


(3) Rechtsverordnungen der Bundesregierung nach 
§ 1 Abs, 1 sind gleichzeitig mit der Zuleitung an 
den Bundesrat dem Bundestag bekanntzugeben. 


§ 3 

Rechtsverordnungen nach § 1 Abs, 1 können vor- 
sehen, daß der Bundesminister für Wirtschaft zu 
ihrer Ausführung Verfügungen erläßt, soweit sich 
die Auswirkungen der zu regelnden Angelegenheit 
auf mehr als ein Land erstrecken, der Erlaß der 
Verfügungen im Interesse der Gesamtwirtschaft er- 
forderlich ist und der Zweck nicht durch eine nach 
§ 4 zulässige Einzelweisung erreicht werden kann. 

§4 

Die Bundesregierung kann im Benehmen mit den 
Regierungen der beteiligten Länder zur Ausführung 
der Rechts Verordnungen nach § 1 Abs. 1 Einzel wei- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


(4) unverändert 


(5) entfällt 


§ 2 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft kann nach 
§ 1 Abs. 1 nur Rechtsverordnungen erlassen, deren 
Geltung auf längstens zwei Monate befristet ist. 
Diese Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. Sie können nur durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung in ihrer 
Geltung verlängert werden. 

(2) Rechtsverordnungen der Bundesregierung nach 
§ 1 Abs. 1 bedürfen der Zustimmung des Bundes- 
rates; sie sind gleichzeitig mit der Zuleitung an den 
Bundesrat dem Bundestag bekanntzugeben. Ihre 
Geltung ist auf längstens ein Jahr zu befristen; sie 
können über die Dauer eines Jahres hinaus nur ver- 
längert werden, wenn auch der Bundestag der Ver- 
längerung zustimmt. 

(3) In den Rechtsverordnungen der Bundesregie- 
rung nach § 1 Abs. 1 kann vorgesehen werden, daß 
der Bundesminister für Wirtschaft Rechtsverordnun- 
gen zu ihrer Durchführung erläßt. Solche Rechtsver- 
oridnungen des Bundesmimiisters für Wirtschaift be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

(4) Die Rechtsverordnungen treten spätestens 
mit Ablauf der Geltungsdauer dieses Gesetzes außer 
Kiraft. 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 
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sungen erteilen, wenn die zu regelnde Angelegen- 
heit nach Art und Umfang über den Bereich eines 
Landes hinaus von Bedeutung ist. 


§ 5 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine 
Vorschrift einer auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
senen Rechtsverordnung oder gegen eine auf Grimd 
einer solchen Vorschrift getroffene vollziehbare 
schriftliche Verfügung verstößt, begeht eine Zu- 
widerhandlung im Sinne des Wirtschaftsstrafgeset- 
zes 1954, wenn die Rechts Verordnung auf diese 
Strafvorschrift verweist. 

(2) Für Zuwiderhandlungen gegen schriftliche 
Verfügungen nach Absatz 1, die von Bundesbehör- 
den erlassen worden sind, ist Verwaltungsbehörde 
im Sinne des § 73 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten der Bundesminister für Wirtschaft oder 
die von ihm bestimmte Bundesbehörde. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft übt insoweit auch die Be- 
fugnisse der obersten Verwaltungsbehörde im 
Sinne des § 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten aus. 


§6 

§ 1 Nr. 7 des Gesetzes zur weiteren Verein- 
fachung des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschafts- 
strafgesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 175) in der Fassung des Gesetzes zur Verlänge- 
rung der Geltungsdauer des Wirtschaftsstrafgesetzes 
1954 vom 21. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 949) erhält folgende Fassung: 

„7. § 5 des Gesetzes über die Sicherstellung von 
Leistungen auf dem Gebiet der gewerblichen 
Wirtschaft vom . . . (Bundesgesetzbl. IS..,.),". 


§ 7 

Artikel 10 des Gesetzes über die Abwicklung der 
Bundesstelle für den Warenverkehr der gewerb- 
lichen Wirtschaft und die Errichtung eines Bundes- 
amtes für gewerbliche Wirtschaft (Gesetz über das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft) vom 9. Ok- 
tober 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 281) erhält folgende 
Fassung: 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 5 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine 
Vorschrift einer auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
senen Rechtsverordnung oder gegen eine auf Grund 
einer solchen Vorschrift getroffene vollziehbare 
schriftliche Verfügung verstößt, begeht eine Zu- 
widerhandlung im Sinne des Wirtschaftsstrafgeset- 
zes 1954, wenn die Rechtsverördnung auf diese 
Straf- und Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Für Zuwiderhandlungen gegen schriftliche 
Verfügungen nach Absatz 1, die von Bundesbehör- 
den erlassen worden sind, ist Verwaltungsbehörde 
im Sinne des § 73 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten der Bundesminister für Wirtschaft oder 
die von ihm bestimmte Bundesbehörde. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft entscheidet insoweit auch 
über die Abändeirung und Aufhebung eines rechts- 
kräftigen, gerichtlich nicht nachgeprüften Bußgeld- 
bescheids (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten). 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

unverändert 


„Artikel 10 

Dem Bundesamt obliegt über die in Artikel 3 
genannten Aufgaben hinaus die Durchführung von 
Rechtsverordnungen, die auf Grund des Gesetzes 
über die Sicherstellung von Leistungen auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft vom . . . (Bun- 
desgesetzbl. IS....) erlassen werden, soweit die 
Durchführung durch das Bundesamt in den Rechts- 
verordnungen vorgesehen und eine zentrale Bear- 
beitimg erforderlich ist." 
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§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes, soweit in diesen 
Rechtsverordnungen die Geltung in Berlin nicht aus- 
drücklich ausgeschlossen wird. 

§9 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages 
vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. 11 S. 1587) 
an. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 1962 
außer Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 8 

unverändert 


§ 9 

entfällt 


§ 10 

unverändert 
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